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KT-Drucksache Nr. X-0652  
 
für den Jugendhilfeausschuss 
ab 1 Woche vor der Sitzung 
-öffentlich- 
 
für den Verwaltungsausschuss 
-nichtöffentlich- 
 
für den Kreistag 
-öffentlich- 
 
 
 
 
Haushalt 2024/2025;  
Förderung des Diakonieverbands Reutlingen für die Beratung bei häuslicher Gewalt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Zur Förderung der Beratung bei häuslicher Gewalt werden im Haushalt 2024 

30.000,00 EUR bei der Produktgruppe 36.30 eingestellt. Im Haushalt 2025 werden 
30.600,00 EUR eingestellt. Die Zuwendungen betragen im Haushaltsjahr 2024 
30.000,00 EUR und im Haushaltsjahr 2025 30.600,00 EUR. 

 
2. Die Verwaltung wird ermächtigt, mit dem Diakonieverband Reutlingen eine Zuwen-

dungsvereinbarung mit einer 3-jährigen Laufzeit und einer jährlichen Dynamisierung von 
2 % abzuschließen. Die Dynamisierung im Jahr 2026 erfolgt unter dem Vorbehalt der 
Bereitstellung der Haushaltsmittel. 

 
3. Der weitergehende Antrag wird abgelehnt. 
 
 
Aufwand/Finanzielle Auswirkungen: 
 

Gesamtaufwand/Gesamtinvestition  
beim freien Träger:  195.432,00 EUR 

Anteil Landkreis:  60.600,00 EUR 

Ergebnishaushalt 
Teilhaushalt: 5  
Produktgruppe: 36.30 Hilfen für junge 
Menschen und ihre Familien  
Lfd. Nr. 17 Transferaufwendungen 

Im Haushaltsplanentwurf  
veranschlagte Haushaltsmittel: 
 
2024: 0,00 EUR 
2025: 0,00 EUR 

 Über die Änderungsliste  
einzustellen: 
 
2024: 30.000,00 EUR 
2025: 30.600,00 EUR 

jährlicher Folgeaufwand:  2026: 31.212,00 EUR 

 DER LANDRAT 

 

 
Geschäftsstelle Kreistag 

 
Datum: 18.10.2023 
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Sachdarstellung/Begründung: 
 
I. Kurzfassung 
 
Der Diakonieverband Reutlingen (Diakonie RT) hat die Förderung der Beratung im Woh-
nungsverweis bei häuslicher Gewalt in Höhe von 67.980,00 EUR für das Jahr 2024 und 
69.339,00 EUR für das Jahr 2025 beantragt (Anlagen 1 und 2). Bereits im Rahmen der 
Haushaltsberatungen 2022 wurde zu diesem Thema ein interfraktioneller Prüfantrag gestellt, 
der mit KT-Drucksache Nr. X-0425 beantwortet wurde.  
 
Der Diakonie RT versorgt mit ihrer Beratungsstelle das Stadtgebiet Reutlingen. Für das wei-
tere Landkreisgebiet werden diese Aufgaben vom Kreisjugendamt wahrgenommen. Die Be-
ratungsstelle wird bisher über Landesmittel und von der Stadt Reutlingen gefördert. 
 
Die Stadt hat angekündigt, die Förderung deutlich zu reduzieren oder ganz einzustellen. In-
haltlich hat sich die bisherige Struktur einer gesonderten Beratungsstelle bei der Stadt Reut-
lingen bewährt. Die Beratungsstellen von Stadt und Landkreis kooperieren sehr gut mitei-
nander. 
 
Es wird vorgeschlagen, die Beratungsstelle anteilig in Höhe von 30.000,00 EUR für das Jahr 
2024 und in Höhe von 30.600,00 EUR für das Jahr 2025 zu finanzieren. Dies entspricht in 
etwa der Summe, die der Landkreis aufwenden müsste, wenn er die Beratung mit eigenem 
Personal durchführt. 
 
Die Vorgehensweise ist mit der Stadt abgestimmt. 
 
II. Ausführliche Sachdarstellung 
 
1. Platzverweisverfahren in Fällen häuslicher Gewalt 

 
Der Ablauf des Platzverweisverfahrens erfolgt grundsätzlich in 3 Stufen: 
 
- Der Polizeivollzugsdienst wird zu den konkreten Vorfällen von häuslicher Gewalt ge-

rufen und ist als erster Ansprechpartner vor Ort. Er entscheidet im Einzelfall nach 
Abwägung aller Belange über die Erteilung eines Platzverweises, sofern weitere 
Tätlichkeiten in erheblichem Umfang zu erwarten sind. Die/der Betroffene und das 
Opfer werden von der Polizei über die weitere Vorgehensweise und Hilfeangebote 
aufgeklärt. Der Polizeivollzugsdienst stellt sicher, dass der/die Betroffene die ge-
meinsame Wohnung bzw. die Wohnung des Opfers verlässt. Der Bericht über die 
Vorkommnisse wird dann dem Amt für öffentliche Ordnung (Ortspolizeibehörde) 
spätestens bis zum nächsten Werktag zugeleitet. 
 

- Auf der Grundlage dieses Berichtes des Polizeivollzugsdienstes, der darin enthalte-
nen erstellten Gefahrenprognose und Gesprächen mit den Betroffenen entscheidet 
das Amt für öffentliche Ordnung über die Verlängerung des Platzverweises für 14 
Tage oder dessen Aufhebung. 
 

- Die weitere Betreuung der Betroffenen erfolgt nach einer schriftlichen Einverständ-
niserklärung zur Weitergabe der Daten inklusive des Einsatzberichts bei der Erstbe-
ratungsstelle zum Platzverweisverfahren. 
 

- Von der Erstberatungsstelle werden neben der Einzelfallberatung fallübergreifende 
Fragestellungen bearbeitet sowie die notwendige Vernetzungsarbeit mit den maß-
geblichen Akteuren sichergestellt.  

 
Das Platzverweisverfahren ist im Landkreis Reutlingen etabliert und hat sich als sehr 
wirksam erwiesen.  
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2. Entwicklung im Landkreis Reutlingen 

 
Die Stadt Reutlingen hat in der Zeit vom 15.06.2001 bis 14.06.2003 an einem Modell-
versuch zum Platzverweis teilgenommen und in diesem Rahmen den Diakonieverband 
Reutlingen mit der Erstberatung beauftragt.  
 
Vonseiten der Polizeibehörden und aus der Mitte des Kreistags (SPD-Kreistagsfraktion) 
wurde Ende 2003 der Wunsch geäußert, das Platzverweisverfahren im gesamten Land-
kreis einzuführen. Dieses Anliegen wurde aufgegriffen und in der Folge wurden ver-
schiedene Umsetzungs- und Finanzierungsmöglichkeiten geprüft.  
 
- Übertragung der Aufgabe der Erstberatungsstelle auf den Diakonieverband 
- Übertragung der Aufgabe auf andere Einrichtungen/Dienste 
- Wahrnehmung der Aufgabe durch die Landkreisverwaltung 
- Finanzierung über den Haushalt des Landkreises  
- Finanzierung im Rahmen einer Kostenbeteiligung der Städte und Gemeinden 
 
Die verschiedenen Varianten wurden in den Kreisgremien sowie im Kreisverband des 
Gemeindetages diskutiert, mit dem Ergebnis, dass die Erstberatung für den Landkreis 
im Bereich des Kreisjugendamtes (Allgemeiner Sozialer Dienst) angesiedelt werden soll. 
Die Verwaltung wurde aufgefordert, dies durch Umschichtung des vorhandenen Perso-
nals umzusetzen. Diese Umsetzung erfolgte Mitte 2005 durch den Einsatz einer aus 
dem Mutterschutz zurückgekommenen Kollegin im Umfang einer 30-%-Stelle. Die Stelle 
war zunächst auf 2 Jahre befristet. 
 
Die Erfahrungen dieser ersten 2 Jahre wurden ausgewertet. Aufgrund der positiven Er-
gebnisse dieser Auswertung wurde die Befristung der Stelle zunächst bis Ende 2007 
verlängert und ab 01.01.2008 dauerhaft eingerichtet und auf den Umfang einer 50-%-
Stelle aufgestockt.  
 

3. Bewertung 
 
Die unterschiedlichen Strukturen bei der Durchführung des Platzverweisverfahrens ha-
ben sich in der Stadt und im Landkreis Reutlingen historisch entwickelt und seither sehr 
bewährt.  
 
Im Rahmen der Haushaltsberatungen 2021 wurde ein interfraktioneller Prüfantrag (KT-
Drucksache Nr. X-0370/2) gestellt, durch welchen die Verwaltung beauftragt wurde, zu 
prüfen, ob der Stadt Reutlingen die Kosten für den Beratungsteil des Platzverweisver-
fahrens im Stadtgebiet grundsätzlich erstattet werden könnten. In der Stellungnahme 
dazu (KT-Drucksache Nr. X-0425) bestätigte die Verwaltung die erfolgreiche Zusam-
menarbeit zwischen Diakonie RT und Kreisjugendamt und empfahl, die bisherige Ko-
operationsstruktur fortzuführen. Eine Kostenerstattung an die Stadt lehnte die Verwal-
tung ab, da es ein Novum in der Systematik der Fördermittelbewilligung wäre, die Zu-
wendungsvereinbarung nicht direkt mit dem abzuschließen, der die Aufgabe erbringt.  
 
Die Stadt hat angekündigt, die Förderung deutlich zu reduzieren oder ganz einzustellen. 
Vor diesem Hintergrund empfiehlt die Verwaltung nun, bei der Fachstelle der Diakonie 
RT ab 2024 mit 30.000,00 EUR anteilig bzw. mit 32,92% der Personalkosten in die För-
derung der Beratungsstelle einzusteigen und die Förderhöhe jährlich um 2 % zu dyna-
misieren. Dieses Vorgehen ist mit der Stadt abgestimmt. 
 
Ab der nächsten Förderperiode soll die Förderung der Beratung bei häuslicher Gewalt 
als weiteres Aufgabenfeld in den Kombiantrag des Diakonie RT integriert werden.  
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